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Preußiſche Gefetfammlung 


1925 


Jul alt: Geſetz über die Vereinigung der Landgemeinde Rauſchwalde mit der Stadt Görlitz, S. 159. — Geſetz zur Anderung des 
J ) * Sejeges, betreffend Reiſekoſten und Aufwandentſchädigung für die Mitglieder und den Präſidenten des Stantarats. S. 160. 


Ausgegeben zu Berlin, den 14. November 1925 


(Mr. 13026.) Geſetz über die Vereinigung der Landgemeinde Rauſchwalde mit der Stadt Görlitz. Vom 

7. November 1925. 

Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
a 5 8 1. 

Die Landgemeinde Rauſchwalde wird mit Wirkung vom 1. Oktober 1925 unter Abtrennung 

von dem Landkreiſe Görlitz nach Maßgabe der in der Anlage 1 enthaltenen, von dem Regierungs. 


präſidenten durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz zu veröffentlichenden Bedingungen mit den 
der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Görlitz vereinigt. 


92. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfajjungs- 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 7. November 1925. 


(Siegel. Das Preußiſche Staatsminiſterium. u 


Braun. Severing. 


Anlage 1. 
Bedingungen der Vereinigung. 


f 9 1. 

Die Gemeindevertretung von Rauſchwalde wählt aus ihrer Mitte nach den Grundſätzen der Verhältnis. 
wahl zwei Mitglieder in die Stadtverordnetenverſammlung der Stadtgemeinde Görlitz. Ihre Amtszeit dauert 
bis zur nächſten Neuwahl der Stadtverordnetenverſammlung in Görlitz. 5 


82. 

Mit der Eingemeindung tritt in dem eingemeindeten Gebietsteile das geſamte Ortsrecht der Stadt 
Görlitz in Kraft. Die Ausdehnung der in der Stadt Görlitz geltenden Polizeiverordnungen auf das Ein 
eee hat unter Beobachtung der für Polizeiverordnungen allgemein vorgeſchriebenen Form 
attzufinden. 


Gierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags! 28 November 1925.) 


Geſetzſammlung 1925 (Nr. 1302613027. 1 


ae, 
(Nr. 13027.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes, betreffend Reiſekoſten und Aufwandentſchädigung für die 


Mitglieder und den Präſidenten des Staatsrats. Vom 10. November 1925. 


=. Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Das Geſetz, betreffend Reiſekoſten und Aufwandentſchädigung für die Mitglieder und den 

Präſidenten des Staatsrats, vom 25. Juli 1922 (Geſetzſamml. S. 197) wird wie folgt geändert: 
Artikel 1. g 

Im $ 4 werden die Worte „eine jährliche Aufwandentſchädigung von 20000 Mark“ durch 
folgendes erſetzt „eine monatliche Aufwandentſchädigung in Höhe von zwei Dritteln des Betrags, 
der dem Präſidenten des Landtags als monatliche Auſwandentſchädigung neben feinen Abgeordneten 
bezügen jeweilig zuſteht.“ 

f Artikel 2. 

Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1925 in Kraft. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 10. November 1925 


Tag Wir 717 S TTT 1 
Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing Höpker Aſchoff. 
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